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Präsidenten des Deutschen Bundestages 
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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Apel, Haar 
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und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/2368 - 


Die Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung wie folgt beantwortet: 


1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Bemannungs- 
vorschriften insbesondere der Niederlande und Dänemarks die 
kleine und mittlere Tonnage der deutschen Küstenschiffahrt 
gefährden? 


Zu den Unterschieden in der Besetzung deutscher Schiffe bis 
1000 BRT Freideckervermessung und mit Maschinenleistungen 
bis 3000 PS im Verhältnis zu den Niederlanden und Dänemark 
weise ich auf die Gegenüberstellung hin, die in der Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Müller-Hermann 
und Genossen (Drucksache VI/2140) enthalten ist. Aus dieser 
Gegenüberstellung ergibt sich, daß in dem für diese Schiffe vor- 
wiegend in Frage kommenden Fahrtgebiet der Kleinen Fahrt 
bzw. für Fahrten innerhalb der Grenzen der nach § 138 SeemG 
möglichen 2-Wachenbesetzung Nachteile nicht bestehen, zum 
Teil die deutschen Anforderungen sogar geringer sind. 

Wenn die Schiffe der Küstenschiffahrt wegen der im herge- 
brachten Fahrtgebiet bestehenden wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten (Tonnageüberangebot) in das erweiterte Fahrtgebiet der 
Mittleren oder Großen Fahrt ausweichen wollen, ist eine Er- 
schwerung der Wettbewerbslage der deutschen Schiffahrt nicht 
zu verkennen. 


2. Kann nach Ansicht der Bundesregierung die deutsche Küsten- 
schiffahrt die Vorschriften der Schiffsbesetzungs- und Ausbil- 
dungsordnung ohne Verminderung ihrer wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit erfüllen? 

Auf die Antwort zur Frage 1 wird verwiesen. 
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3. Kann die Bundesregierung Angaben machen, ob und in welchem 

Ausmaß 

a) Ausnahmegenehmigungen für die Schiffsbesetzung erteilt 
wurden, 

b) Schiffseinheiten wegen mangelnder Besetzungsmöglichkeiten 
nicht eingesetzt werden können, 

c) Strafbefehle ausgestellt bzw. Strafverfahren wegen Nicht- 
einhaltung der Vorschriften der SBAO eingeleitet wurden? 

a) In der Zeit zwischen dem 1. September 1970 und dem 30. Juni 
1971 wurden in der gesamten Seeschiffahrt in 4409 Fällen 
Inhaber von Befähigungszeugnissen niedriger Ordnungs- 
nummer und in 1573 Fällen eine geringere Zahl von Patent- 
inhabern zugelassen. Außerdem wurden in 1557 Fällen Aus- 
länder mit vergleichbaren ausländischen Befähigungszeug- 
nissen zum Dienst auf Schiffen unter der Bundesflagge zu- 
gelassen. 

Diese Angaben beziehen sich nur auf die Zahl der Ver- 
waltungsakte. Da derartige Genehmigungen nur für drei 
bzw. für höchstens sechs Monate erteilt werden, überdies 
bei der Umsetzung eines Schiffsoffiziers eine erneute Geneh- 
migung notwendig ist, ist die Zahl der tatsächlich mit Aus- 
nahmegenehmigungen fahrenden Schiffsoffiziere erheblich 
geringer. 

b) Angaben über die Zahl der Seeschiffe, die wegen Schwierig- 
keiten in der Besetzung nicht eingesetzt werden konnten, 
liegen der Bundesregierung nicht vor. Lediglich für Hamburg 
und Bremen liegen Angaben der Wasserschutzpolizei über 
ausgesprochene Auslaufverbote vor. Es handelt sich dabei 
insgesamt um etwa 100 Fälle, in denen das Verbot jedoch 
in der Regel nach wenigen Stunden aufgehoben werden 
konnte, wenn die Schwierigkeiten beseitigt waren. 

c) Strafanzeigen wegen Nichteinhaltung von Besetzungsvor- 
schriften wurden in 306 Fällen erstattet. 


4. Welche Abhilfemaßnahmen erwägt die Bundesregierung, falls 
auf Grund der unterschiedlichen Bemannungsvorschriften eine 
Gefährdung der deutschen Küstenschiffahrt gegeben ist, ohne 
einen sozialen Rückschritt für die Arbeitnehmer in der deutschen 
Küstenschiffahrt zu bewirken? 


Abhilfemaßnahmen der Bundesregierung wären nur über eine 
Änderung des § 138 SeemG möglich. Das wäre mit einem 
sozialen Rückschritt für die Arbeitnehmer verbunden. § 104 
Abs. 2 SeemG gibt die Möglichkeit, daß sich die Sozialpartner 
über eine Änderung der den Besetzungsvorschriften zugrunde 
liegenden Arbeitszeitregelung des § 85 SeemG einigen. Im 
übrigen ist eine Lösung nach Auffassung der Bundesregierung 
nur durch eine Harmonisierung der Besetzungsbestimmungen 
der Staaten des nordwesteuropäischen Raums möglich. Geeig- 
nete Wege und Möglichkeiten sucht die Bundesregierung zu 
ermitteln. 
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In Vertretung 

Wittrock 



